
 
Dringlicher Berichtsantrag 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Durchsuchungen bei 17 Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte des 1. Reviers 
Frankfurt 
 
 
 
Die Durchsuchungen gegen 17 Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte des 1. Polizeireviers  
Frankfurt und die damit verbundenen schwerwiegenden Vorwürfe erschüttern erneut das  
Vertrauen in die Polizei. Die Aussage des Innenministers vom 10.10.2025, dass es sich um ein 
„sehr gravierendes Fehlverhalten“ handelt, unterstreicht die Dringlichkeit einer umfassenden 
Aufklärung. Zur umfassenden Aufklärung besteht die Notwendigkeit, weitergehende  
Informationen zu erhalten.  
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Innenausschuss (INA) über folgenden Gegenstand zu  
berichten: 
 
1. Welche konkreten Vorwürfe werden gegen die 17 Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten 

des 1. Polizeireviers Frankfurt erhoben?  
 
2. Wie viele Fälle von mutmaßlichen Übergriffen wurden bisher identifiziert und über  

welchen Zeitraum erstreckten sich diese?  
 
3. Wann wurden die ersten Verdachtsmomente bekannt und welche Maßnahmen wurden 

daraufhin ergriffen?  
 
4. Wo wurden die Anzeigen durch die Betroffenen gegenüber den Polizeibeamtinnen und 

Polizeibeamten des 1. Polizeireviers erstattet?  
 
5. Welche dienstliche Stelle hat die fachliche Sichtung der Sachverhalte vorgenommen und 

wann kam man dort zu der Erkenntnis, dass strafrechtlich relevante Sachverhalte vor- 
liegen?  

 
6. Wann wurde die zuständige Staatsanwaltschaft über die Sachverhalte informiert und das 

Ermittlungsverfahren an diese übergeben?  
 
7. Wie viele Personen sind potenziell von den Übergriffen betroffen und welche Unter- 

stützung erhalten sie?  
 
8. Wurden die Betroffenen insbesondere auf Opferschutzangebote hingewiesen und sind die 

Betroffenen anwaltlich vertreten?  
 
9. Welche konkreten dienstrechtlichen Maßnahmen wurden angeordnet und welche weiteren 

Maßnahmen sind geplant?  
 
10. Welche konkreten Vorwürfe haben dazu geführt, dass in sechs Fällen ein Verbot des 

Führens der Dienstgeschäfte ausgesprochen wurde?  
 
11. Gibt es personelle Überschneidungen hinsichtlich der nunmehr tatverdächtigen Polizei-

beamtinnen und Polizeibeamten und den Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten aus dem 
so genannten NSU 2.0 Komplex beziehungsweise den Mitgliedern der Chatgruppe  
„Idiotentreff“?  

 
12. Wie wird sichergestellt, dass die Neubesetzung der Dienstgruppe und der Revierleitung 

zu einer nachhaltigen Verbesserung der Situation auf dem 1. Polizeirevier in Frankfurt 
führt?  
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13. Inwiefern werden die Erkenntnisse aus dem vorliegenden Fall für die Aus- und Fort-
bildung von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten genutzt?  

 
14. Welche zusätzlichen Kontrollmechanismen plant die Landesregierung, um mögliche Fehl-

entwicklungen in Polizeidienststellen frühzeitig zu erkennen? 
 

 
Wiesbaden, 21. Oktober 2025 

Die Parlamentarische Geschäftsführerin: 
Miriam Dahlke 


	Dringlicher Berichtsantrag
	Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	HESSISCHER LANDTAG

